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Jahrgang 1922. l Nr. 31. 


— — — — —— — — 
Anl alt: Geſetz zur Regelung der Grenze von Bergwerksfeldern, S. 203. — Geſetz, betreffend die Regelung der Selbſtändig⸗ 
— ) keitsrechte der Provinz Oberſchleſien, S. 205. — Anordn ung des Miniſters für Volkswohlfahrk, betreffend Erledigung 
der vor dem 1. Juli 1922 geſtellten Anträge aus § 10 der Verordnung vom 9. Dezember 1919, S. 200. 


(Nr. 12322.). Geſetz zur Regelung der Grenzen von Bergwerksfeldern. Vom 22. Juli 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
8 

Feldesteile, deren Abbau von einem angrenzenden Felde aus im allgemeinwirtſchaftlichen In— 
tereſſe liegt, find dieſem Felde auf Antrag des Bergwerkseigentümers zuzulegen. Sie werden da- 
durch Teile des angrenzenden Feldes. 

Die Zulegung ſoll ſich der Regel nach auf ſolche Feldesteile beſchränken, die ihrer Form 
oder Größe nach fo beſchaffen ſind, daß eine ſelbſtändige Gewinnung des Minerals nicht lohnen 
würde. Ausnahmen bedürfen der Genehmigung des Miniſters für Handel und Gewerbe. 

9 2. 

Über die Zulegung von Feldesteilen entſcheidet, wenn eine Einigung zwiſchen den Beteiligten 
nicht ſtattfindet, das Oberbergamt. 

Die §§ 191, 192 Abſ. 1 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 finden Anwendung. 

Wird ein Antrag auf Zulegung von Feldesteilen geſtellt, ſo werden die beteiligten Berg- 
werkseigentümer zu einem Termin geladen, in dem ein Kommiſſar des Oberbergamts die Sach⸗ 
und Rechtslage mit den Erſchienenen erörtert. 

Hierbei iſt, ſoweit dies zweckmäßig erſcheint, darauf hinzuwirken, daß durch Austauſch von 
Feldesteilen eine gradlinige Feldesbegrenzung herbeigeführt wird. Auf die in Austauſch gegebenen 
Feldesteile finden die Beſtimmungen über die Zulegung entſprechende Anwendung. 


84 5 
a 8 4. 
Für die Abtretung von Feldesteilen iſt, ſoweit nicht ein Austauſch gleichwertiger Feldesteile 
eintritt, vom Erwerber angemeſſene Entſchädigung zu leiſten. b a 


Die Entſchädigung gemäß § 4 ſetzt ein Schiedsamt feſt, das aus dem zuſtändigen Oberlandes- 
gerichtspräſidenten oder einem von ihm zu beſtimmenden Mitgliede des Oberlandesgerichts als Vor— 
ſitzenden und zwei vom Oberbergamte zu berufenden Sachverſtändigen als Beiſitzern beſteht. Das 
Schiedsamt entſcheidet nach Anhörung der Bergwerkseigentümer mit Stimmenmehrheit. An den 
Verhandlungen nimmt ein Oberbergamtsmarkſcheider mit beratender Stimme teil. 

Geſetſammlung 1922. (Nr. 1232219324 ) ; 37 

Ausgegeben zu Berlin den 7, Auguſt 1922, 
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Sc ER N N § 6. . 80 

Gegen die Feſtſetzung des Schiedsamts findet innerhalb vier Wochen von der Zuſtellung an 
die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren bei dem Bergausſchuſſe ſtatt. Die Entſcheidung des Berg⸗ 
ausſchuſſes iſt endgültig. 
An Stelle der Klage im Verwaltungsſtreitverfahren kann auch innerhalb der gleichen Friſt 
die Klage im ordentlichen Rechtsweg erhoben werden. Geſchieht dies, ſo iſt ein von dem Gegner 
herbeigeführtes Verwaltungsſtreitverfahren einzuſtellen. 

Durch die Erhebung der Klage wird die Entſcheidung des Oberbergamts über die Zulegung 
von Feldesteilen nicht aufgehalten. 


15 
Die einem anderen Felde zugelegten Feldesteile werden von ihrer bisherigen dinglichen Be⸗ 
laſtung frei. Die an dem anderen Felde beſtehenden dinglichen Rechte gehen ohne weiteres auf 
ſie über. 
Auf die nach § 4 zu leiſtende Entſchädigung finden die Artikel 52, 53 des Einführungs- 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch entſprechende Anwendung. 


88. 

Über die Anderung der Feldesgrenzen ſtellt das Oberbergamt für jedes davon betroffene Berg- 
werk eine Urkunde aus, mit der die bisherige Verleihungsurkunde verbunden wird. 

Situationsriſſe, die der geänderten Feldesbegrenzung entſprechen, ſind von dem Antragſteller 
in je zwei Stücken vorzulegen. Geſchieht dies nicht innerhalb einer vom Oberbergamte zu be- 
ſtimmenden Friſt, ſo läßt das Oberbergamt die Riſſe auf Koſten des Antragſtellers anfertigen. 

Hinſichtlich der Beglaubigung, Aushändigung und Aufbewahrung der Riſſe finden die Be— 
ſtimmungen des § 33 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 Anwendung.“ 

8 9. 

Das Oberbergamt hat das Grundbuchamt unter Mitteilung einer beglaubigten Abſchrift der 

nach § 8 auszuſtellenden Urkunden um Bewirkung der erforderlichen Eintragungen zu erſuchen. 
f g $ 10. 

Das Oberbergamt prüft drei Jahre nad) Beginn der Aufſchließung, ob die in Betrieb ge 
nommenen zugelegten Feldesteile dem Erwerber einen über die von ihm gezahlte angemeſſene Ent⸗ 
ſchädigung hinausgehenden Mehrvorteil bieten. ft dies anzunehmen, fo beauftragt es ein Schieds- 
amt ($ 5) mit der Feſtſtellung der Höhe des Mehrvorteils. Einen vom Schiedsamte zu beſtimmenden 
1 Teilbetrag dieſes Mehrvorteils, und zwar bis zu 50 vom Hundert, hat der Berg— 
werkseigentümer an den Knappſchaftsverein abzuführen. 

Die Feſtſetzung des Schiedsamts kann vom Bergwerkseigentümer nach § 6 durch Klage im 
Verwaltungsſtreitverfahren oder im ordentlichen Rechtsweg angefochten werden. 


9 11. 
Die Koſten des Zulegungsverfahrens trägt der Antragſteller. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet, Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 22. Juli 1922. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel) Braun. Siering. 
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. \ Gr. 12323.) Geſetz, betreffend die Regelung der Selbſtändigkeitsrechte der Provinz Oberſchleſien. Vom 


25. Juli 1922. 8 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


8 1. 


N Der Oberpräſident, der Regierungspräſident und die Vorſitzenden des Provinzialſchulkollegiums 
1 und des Landeskulturamts find in Übereinftimmung mit dem Provinzialausſchuſſe zu ernennen. 
5 N 


* 


5 — 


Die Provinz wird ermächtigt, im Rahmen des Reichs- und Landesrechts allgemeine öffent⸗ 


| lichrechtliche Beſtimmungen zu erlaſſen, durch welche den beſonderen auf provinzieller Eigenart 
begründeten Belangen der Provinzialangehörigen Rechnung getragen wird und zwar: 
8 A. auf dem Gebiete des öffentlichen Schulweſens: 
k 1. über die Zulaſſung einer anderen Unterrichtsſprache neben der deutſchen Sprache für 
i fremdſprachige Volksteile, wobei für den Schutz deutſcher Minderheiten zu ſorgen iſt; 
2. über die Regelung konfeſſioneller Verhältniſſe im Volksſchulweſen, insbeſondere die Zahl 
der Religionsſtunden in der Volksſchule, unbeſchadet des Artikel 174 der Reichsver⸗ 
faſſung; 
3. über die Freigabe von Unlerrichtsſtunden in den öffentlichen Schulen mit Rückſicht auf 
den kirchlichen Unterricht Ronfirmanden-, Kommunion- und Beichtunterricht); 
4. über die Lage und Verteilung der Ferien in den öffentlichen Schulen; 
B. über die Zulaſſung einer anderen Amtsſprache neben der deutſchen Sprache in gemiſcht⸗ 
ſprachigen Landesteilen; ö J 
C. über die Jugendpflege. 


ee 


8 3. 
Vor dem Erlaß allgemeiner Beſtimmungen der Staatsregierung zur Ausführung des Teiles III 


7 


1 


Schutz der Minderheiten) des deutſch-polniſchen Abkommens uͤber Oberſchleſien vom 15. Mai 1922 


iſt dem Provinzialausſchuſſe Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 


84. a 

j Über den Erlaß der allgemeinen Beſtimmungen beſchließt der Provinziallandtag. Er kann, 

abgeſehen von den Fällen des § 241 und B, die Beſchlußfaſſung in Einzelfragen auf den 
Provinzialausſchuß übertragen. s g d N 

Die allgemeinen Beſtimmungen ſind wie Provinzialſtatuten und Reglements bekanntzumachen. 


8 
Inſoweit durch die allgemeinen Beſtimmungen ($ 2) Mehrlaſten für Reich oder Staat ent- 
ſtehen würden, bedürfen ſie der Juſtimmung des Finanzminiſters und der ſonſt zuftändigeu 
Miniſter. | 
| Im übrigen bedürfen die allgemeinen Beſtimmungen keiner Genehmigung oder Beſtätigung 
des Staates und unterliegen einer Beanſtandung nur wegen Geſetzwidrigkeit, 
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i Bis zur endgültigen Regelung erhöht ſich der auf die Provinz entfallende Betrag der vom 
Staate überwieſenen Dotationsrenten um den dem bisherigen Verhältnis entſprechenden Anteil an 


der zunächſt auf 500 Millionen Mark hemeſſenen Mehrüberweiſung. 


2 0 


14 
ar. 
\ 


Dieſes Geſetz wird erſetzt werden durch die neue Provinzialordnung, in der die Selbſtändig⸗ 
keitsrechte der Provinzen ihre endgültige und erſchöpfende Regelung finden werden. Durch eine 
ſolche Regelung dürfen die in den vorſtehenden Beſtimmungen für Oberſchleſien vorgeſehenen Rechte 


nicht verſchränkt werden. 
8 8. 3 
Die zur Ausführung dieſes Geſetzes nötigen Anweiſungen erlaſſen die Miniſter des Innern, 
der Finanzen, für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung und für Volkswohlfahrt. 8 


mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 25. Juli 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Siegel) d Braun. Severing. v. Richter. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 


(Nr. 12324) ; Anordnung des Miniſters für Volkswohlfahrt, betreffend Erledigung der vor dem 1. Juli 1922 


geſtellten Anträge aus § 10 der Verordnung vom 9. Dezember 1919 (Geſetzſamml. 
S. 187 ff.) Vom 8. Juli 1922. N i 


Ba der Überleitung von der Verordnung vom 9. Dezember 1919 (Geſetzſamml. S. 187 ff.) zum Reichs- 
mietengeſetze beſtehen inſofern rechtliche Schwierigkeiten, als die Verordnung vom 9. Dezember 1919 auf Grund 
der Beſtimmung des Artikel 13 der Reichsverfaſſung am 30. Juni 1922 außer Kraft getreten iſt, aber vor 
dem 1. Juli 1922 geſtellte Anträge aus 8 10 dieſer Verordnung auf Bewilligung von Zuſchlägen wegen im 
letzten Jahre ausgeführter baulicher Inſtandſetzungsarbeiten oder wegen Zubußen infolge von im letzten Jahre 
eingetretenen Erhöhungen der vom Grundſtücke zu entrichtenden öffentlichrechtlichen Abgaben nicht mehr erledigt 
werden können, wenn nicht vor dem 1. Juli 1922 durch eine einſtweilige Anordnung über ſie entſchieden iſt. 
Soweit danach über derartige Anträge nicht mehr entſchieden werden kann, beſtimme ich auf Grund 
der §§ 5 und 22 des Reichsmietengeſetzes, daß bis zum 1. April 1923 die „baulichen Inſtandſetzungsarbeiten“ 
des § 10 der außer Kraft getretenen Verordnung vom 9. Dezember 1919“ als große Inſtandſetzungsarbeiten 
im Sinne der §§ 5 und 7 des anger e anzuſehen find, und daß bis zum 1. April 1923 ein be 
ſonderer Zuſchlag zu den Verwaltungskoſten a 
falle die Bewilligung aus Billigkeitsgründen angemeſſen erſcheint. 


Berlin, den 8. Juli 1922. ö 5 
Der Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Hirtſiefer. 


? ”  Nedigiert im Büro des Staatsminſſterums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. \ BEN 
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8 Überleitungszufchlag bewilligt werden kann, ſofern im Einzel 1 N 


